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Die deutsche Wirtschaft dürfte 2024 das zweite Jahr in 
Folge eine leichte Rezession durchlaufen: Das Bruttoin
landsprodukt (BIP) wird wie schon 2023 um 0,3 Prozent 
schrumpfen und so wieder auf dem Niveau von 2019 lan
den. Deutschland „hätte damit wirtschaftlich ein verlore
nes halbes Jahrzehnt erlebt“ und wichtige Zeit verloren, 
um Wohlstand und Arbeitsplätze auf dem Weg in eine kli
maverträgliche Zukunft zu erhalten, heißt es in der wirt
schaftspolitischen Analyse des IMK zum Jahresauftakt. 
Um das zu verhindern, müsse die Wirtschaftspolitik drin
gend notwendige Spielräume für Investitionen wiederge
winnen, die sie durch das Haushaltsurteil des Bundes
verfassungsgerichts im November und die politischen 
Reaktionen darauf verloren hat. Als beste Lösung emp
fiehlt das IMK eine „Goldene Regel“, die Investitionen von 
der Schuldenbremse ausnimmt, als zweitbeste Möglich
keit ein kreditfinanziertes Sondervermögen für Transfor
mationsinvestitionen.

Die Ökonominnen und Ökonomen sehen aktuell zwei 
große Herausforderungen für die Wirtschaftspolitik. Ers
tens bestehe das Risiko, dass die privaten Haushalte und 
Unternehmen in eine „Stagnationserwartung“ verfal

WIRTSCHAFTSPOLITIK

Der Staat muss investieren können
Das deutsche Bruttoinlandsprodukt wird 2024 um 0,3 Prozent schrumpfen.  
Damit es nicht noch weiter bergab geht, sind mehr staatliche Investitionen nötig. 

len, was die wirtschaftliche Dynamik lähmen könnte. Zu
dem könnte der Arbeitsmarkt, der sich bisher trotz heftiger 
äußerer Schocks stabil gezeigt hat, „kippen“ und die Ar
beitslosigkeit deutlich steigen. Zumindest Vorboten dieser 
Entwicklung hat das IMK in seiner aktuellen Konjunkturpro
gnose bereits ausgemacht: Das Institut rechnet für 2024 
mit 2,85 Millionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt, 
rund 430 000 mehr als noch 2022.

Öffentliche Investitionen als Türöffner
Zweitens müsse die Wirtschaftspolitik dafür sorgen, 
„dass die anstehende Dekarbonisierung unter Erhalt des 
deutschen Wohlstands sozial abgefedert und politisch ak
zeptiert gelingen kann“, schreiben die Forschenden in ih
rem Jahresausblick. Den größten Beitrag müssten zwar 
Unternehmen und private Haushalte leisten. In der aktu
ellen Situation seien öffentliche Investitionen aber beson
ders wichtig als „Türöffner“ und teilweise Voraussetzung 
für private Ausgaben – sei es, weil diese von öffentlichen 
Infrastrukturen abhängen, sei es, weil Private den Ein
stieg in neue Techniken als Vorreiter nicht allein stemmen 
können.>>>
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Überwiegend negative Aussichten
So entwickeln sich laut IMK-Prognose im Vergleich zum Vorjahr ...

Quelle: IMK 2023
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Die Wirtschaftspolitik sollte laut IMK den Ausbau von Wind
energie, Photovoltaik und Speichertechnologien für Erneu
erbare Energien forcieren. Zusätzlich brauche es Investitio
nen der Wirtschaft in neue CO₂arme Produktionstechniken, 
die bislang noch deutlich teurer sind als die gängigen Pro
zesse. Die Herausforderung sei umso größer, weil der bis 
zum Ukrainekrieg „plausible Pfad“, dabei Erdgas als „Brü
ckentechnologie“ zu nutzen, abgeschnitten ist. Und wäh
rend die Energiepreise hierzulande im internationalen Ver
gleich sehr hoch sind, setzten Wettbewerber wie die USA 
und China viele Milliarden für Subventionen ein.

Wichtig sei zudem, private Haushalte bei der Wärme 
und Mobilitätswende, beispielsweise bei der Anschaffung 
einer neuen Heizung, zu unterstützen, erklären die For
schenden. Ab 2027 dürfte der CO₂Preis stark anziehen, weil 
nach dem EUModell zum Emissionshandel dann von einer 
politisch gesetzten, bislang relativ moderaten, CO₂Steuer 
auf einen Marktpreis umgestellt wird. Das dürfte viele Pri
vathaushalte finanziell stark belasten, selbst wenn die ge
samten Einnahmen aus dem CO₂Preis über ein Klimageld 
als Pauschale zurückgegeben werden. Neben Unterstüt
zung bei der Wärmewende, beispielsweise durch den Aus
bau von Fernwärmenetzen, empfehlen die IMKFachleute, 
den öffentlichen Nahverkehr auszubauen, um den Umstieg 
vom Auto auf Alternativen zu erleichtern.

Für die Modernisierung und den Ausbau der traditionel
len Infrastruktur und des Bildungsbereiches hatte das IMK 
gemeinsam mit dem Institut der deutschen Wirtschaft be
reits 2019 einen zusätzlichen Investitionsbedarf von rund 
460 Milliarden Euro über zehn Jahre errechnet. Dieser Be
darf besteht nach Einschätzung von IMKDirektor Sebasti
an Dullien weitgehend fort, weil in den vergangenen Jahren 
nur wenige der damals aufgezeigten Lücken geschlossen 
worden seien.

„2024 sollte das Jahr sein, in dem wir aus der akuten 
Krise herauskommen. In dem wir die Folgen der Pande
mie endgültig hinter uns lassen. Und in dem wir die Lehren 
aus dem russischen Angriff auf die Ukraine und der Ener
giekrise in die Tat umsetzen, indem wir die sozialökologi
sche Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft forcie
ren“, so Dullien. „Stattdessen droht aktuell ein Ausfall der 
wirtschaftspolitischen Handlungsfähigkeit. Die Ampel und 
zuvor die Große Koalition haben seit 2020 sowohl den Co

rona als auch den Energiepreisschock erfolgreich abgefe
dert. Aber mit dem Haushaltsurteil des Bundesverfassungs
gerichts und der finanzpolitischen Reaktion darauf droht die 
Wirtschaftspolitik jetzt selbst eine Belastung für die Wirt
schaft zu werden.“

Die Schuldenbremse reformieren
Das Urteil offenbare die eklatanten Schwächen einer Schul
denbremse, die nicht mehr in unsere Zeit passt, erklärt Dul
lien. Die transformativen Herausforderungen entschlossen 
anzugehen, sei schließlich kein Partikularinteresse einzelner 
Koalitionen oder Parteien, sondern eine gesellschaftliche 
Notwendigkeit. „Es wäre absolut widersinnig, wenn aus
gerechnet Deutschland, das die niedrigste Staatsverschul
dung unter den G7Ländern hat, nicht genug tut.“

Die beste Lösung wäre aus Sicht des IMK eine Reform 
der Schuldenbremse durch eine „Goldene Regel“ für Inves
titionen. Diese würden dann von den Begrenzungen ausge
nommen. Das sei ökonomisch und ethisch sehr gut zu be
gründen. Schließlich kämen die notwendigen Investitionen 
nicht nur heutigen, sondern auch künftigen Generationen 
zugute. Doch leider seien politische Mehrheiten für eine sol
che Regel nicht absehbar. Alternativ empfiehlt das IMK da
her „ein im Grundgesetz verankertes kreditfinanziertes Son
dervermögen für die Transformation nach dem Vorbild des 
Sondervermögens Bundeswehr“.

Allerdings wäre auch für diese Lösung eine Zweidrittel
mehrheit in Bundestag und Bundesrat erforderlich. Für den 
Übergang sollte der Bundestag auch für 2024 eine Notsi
tuation erklären, um eine Kreditaufnahme jenseits der für 
Normalzeiten festgelegten 0,35 Prozent des BIP zu ermög
lichen. „Der Energiepreisschock nach der russischen Ukrai
neInvasion wirkt nach. Inzwischen liegt die Wirtschaftsleis
tung fast fünf Prozent niedriger, als es allgemein unmittelbar 
vor der Invasion erwartet worden war. Natürlich ist das wei
ter eine wirtschaftliche Notsituation“, so Dullien.<

Quellen:

Sebastian Dullien u.a.: Klimapolitische Weichen stellen und Transformation  
intensivieren. Wirtschaftspolitische Herausforderungen 2024, IMK-Report Nr. 187,  
Januar 2024 Link zur Studie

Sebastian Dullien u.a.: Wirtschaftspolitik und Unsicherheit lähmen deutsche Wirtschaft.  
Die konjunkturelle Lage in Deutschland zur Jahreswende 2023/2024, IMK-Report Nr. 186, 
Dezember 2023 Link zur Studie
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Kippt der Arbeitsmarkt?
So entwickeln sich laut IMK-Prognose die ...

Quelle: IMK 2023
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Die Tarifbindung ist sogar bei den Schwergewichten der 
deutschen Wirtschaft lückenhaft. Das zeigt eine Studie des 
WSI am Beispiel der Dax40Unternehmen: Immerhin sie
ben beziehungsweise 17,5 Prozent von ihnen sind über
haupt nicht an einen Tarifvertrag gebunden, beim Rest gilt 
das teilweise für einzelne Standorte oder Tochterunterneh
men. Einfach verfügbare Informationen dazu gibt es nur in 
Einzelfällen. Eine Berichtspflicht könnte für mehr Transpa
renz sorgen und zur Stärkung des Tarifsystems beitragen, 
erwarten die Forschenden des WSI.

Die derzeitige Informationspoli
tik der DaxKonzerne zum Thema Ta
rifbindung bewerten Thorsten Schul
ten, Marlena Sophie Luth und Malte 
Lübker als insgesamt unbefriedigend. 
Nur wenige Unternehmen wie Bayer, 
Rheinmetall, Henkel, Sartorius oder 
BMW gäben dazu in ihren Geschäfts 
oder Nachhaltigkeitsberichten zumin
dest einige Basisinformationen preis. 
Das Gros bleibe bei dem Thema bes
tenfalls vage, obwohl sich die meisten 
Firmen in ihrer Nachhaltigkeitsbericht
erstattung auf die Standards der „Glo
bal Reporting Initiative“ beziehen, die 
Angaben zur Geltung von Tarifverträ
gen vorsehen.

In ihre Analyse haben die WSIFachleute neben Unter
nehmenspublikationen auch Informationen von Gewerk
schaften und Betriebsräten sowie Medienberichte einbezo
gen. Der Auswertung zufolge liegt die Tarifbindung im Dax 
zwar weit über dem Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. Bei 
genauerem Hinsehen zeigten sich aber „mehr oder weniger 
große Lücken“: Auch in mehreren tarifgebundenen Konzer
nen gelten für manche Teil oder Tochtergesellschaften kei
ne Tarifverträge.

„Dies ist oft das Ergebnis einer bewussten Unterneh
menspolitik, der zufolge zum Beispiel Produktionsunter
nehmen bestimmte Dienstleistungen in unternehmensei
gene Servicegesellschaften ausgliedern, die dann entweder 
einem schlechteren oder gar keinem Tarifvertrag unterlie
gen“, schreiben die Forschenden. Oft seien diese Bereiche 
zwar eher klein, und betroffenen Beschäftigten und ihren 
Gewerkschaften gelinge es immer wieder, dann doch Ver
besserungen durchzusetzen. Tendenzen zur Aufweichung 
der Tarifbindung seien aber selbst in lange etablierten, milli
ardenschweren Konzernen unübersehbar.

Überhaupt keine Tarifverträge haben laut der Studie SAP, 
die Deutsche Börse, der Chemikalienhändler Brenntag, die 
Holdinggesellschaft Porsche SE, das Biotechnologieunter
nehmen Qiagen, der Wohnungskonzern Vonovia und der 
Onlinehändler Zalando. Jenseits des Dax machen zudem in

TARIFBINDUNG

Schlechte Vorbilder
Rund ein Fünftel der Konzerne im Dax zahlt nicht nach Tarif. Und selbst bei den tarifgebundenen  
Unternehmen gibt es oft Lücken bei Tochterfirmen.

ternationale Konzerne wie Tesla oder Amazon Schlagzeilen 
damit, dass sie für ihre deutschen Niederlassungen den Ab
schluss von Tarifverträgen verweigern.

Das Tarifsystem nach mehr als zwei Jahrzehnten fortge
setzter Erosion wieder zu stärken, sei ein Ziel, das nicht nur 
die Gewerkschaften verfolgen, so die Fachleute. Auch die 
EUKommission fordere von vielen Mitgliedsländern, dar
unter Deutschland, mehr Anstrengungen. Die Bundesre
gierung muss nach der neuen EUMindestlohnrichtlinie ei

nen nationalen Aktionsplan erarbeiten, um die Tarifbindung 
wieder zu stärken. In diesem Zusammenhang könnten die 
DaxKonzerne aufgrund ihrer ökonomischen Bedeutung 
und der damit verbundenen öffentlichen Aufmerksamkeit 
eine besondere Rolle spielen. Als ersten Schritt empfehlen 
die Forschenden, als Teil der Berichtspflicht Transparenz 
über die Geltung von Tarifverträgen vorzuschreiben. Als An
satzpunkt biete sich die neue EURichtlinie für Nachhaltig
keitsberichterstattung von Unternehmen an. Konkret könn
ten große Unternehmen verpflichtet werden, für sich und 
alle Tochtergesellschaften anzugeben, ob Tarifbindung be
steht, welcher Tarifvertrag gegebenenfalls angewendet 
wird und wie viele Beschäftigte er abdeckt.

Transparenz ist der Studie zufolge auch eine wesentliche 
Voraussetzung für weitergehende Maßnahmen zur Stär
kung der Tarifbindung. Das gelte etwa für die Forderung, 
öffentliche Gelder im Rahmen der öffentlichen Auftragsver
gabe oder Wirtschaftsförderung nur an Unternehmen zu 
zahlen, die Tarifverträge einhalten. Und auch für Investoren, 
die ihr Geld nachhaltig anlegen wollen, seien entsprechen
de Informationen wertvoll.<

Quelle: Thorsten Schulten, Marlena Sophie Luth, Malte Lübker:  
Tarifbindung in den Dax-Konzernen. Analysen zur Tarifpolitik Nr. 100,  
Dezember 2023 Link zur Studie

17,5 %
Tari�üchtige Dax-Konzerne
Nicht tarifgebunden sind von den Unternehmen im Dax ...

Quelle: WSI 2023
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ÄLTERE IM BETRIEB 

Betriebsräte brauchen mehr Mittel
Beschäftigte in höherem Alter benötigen teils besondere Unterstützung. Doch Betriebsräte 
können sich des Themas oft nicht annehmen, weil es an Ressourcen und Rechten fehlt.

Der demografische Wandel kommt in den Betrieben an. Der 
Anteil der älteren Beschäftigten steigt. Dennoch haben sich 
Betriebsräte in den vergangenen Jahren etwas seltener mit 
altersspezifischen Themen beschäftigt. Während im Jahr 
2015 knapp 60 Prozent angaben, sich mit Arbeitsbedingun
gen Älterer sowie Altersteilzeit und Vorruhestand befasst 
zu haben, waren es im Jahr 2021 gut 53 Prozent. Das zeigt 
der neue Altersübergangsreport von Susanne Drescher und 
Martin Brussig vom Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) 
und Florian Blank vom WSI. Damit sich Betriebsräte künftig 
stärker für ältere Beschäftigte einsetzen können, brauchen 
sie nach Ansicht der Forschenden mehr personelle Ressour
cen und „härtere“ Mitbestimmungsrechte.

Grundlage der von der HansBöcklerStiftung geförder
ten Untersuchung ist die Betriebs und Personalrätebefra
gung des WSI. Die Teilnehmenden werden gefragt, welche 
Themen, Entwicklungen und Probleme sie in einem be
stimmten Zeitraum besonders beschäftigt haben. Unter an
derem wird seit 2015 erhoben, ob die Themen Arbeitsbedin
gungen Älterer sowie Altersteilzeit und Vorruhestand eine 
Rolle gespielt haben. Untersucht wurden in dem Report nur 
die Antworten von Betriebsräten. Dabei zeigen sich einige 
Unterschiede zwischen den Betrieben.

Ein wichtiger Faktor ist die Betriebsgröße: Je größer der 
Betrieb, desto eher beschäftigen sich Betriebsräte mit al
tersspezifischen Themen. In Kleinbetrieben mit weniger als 
50 Beschäftigten waren es 2021 rund 38 Prozent, in Betrie
ben mit mehr als 500 Beschäftigten 64 Prozent.

Von den Betriebsräten in tarifgebundenen Betrieben be
fassten sich 57 Prozent mit altersspezifischen Themen, von 
denen in nicht tarifgebundenen Betrieben 46 Prozent. Vor 
allem die Altersteilzeit wurde in tarifgebundenen Betrieben 
häufiger thematisiert. 

Bei Personalabbau spielten für Betriebsräte eher Fragen 
der Altersteilzeit und des Vorruhestands eine Rolle. Gab es 
dagegen Probleme mit der Besetzung offener Stellen, war 

die Aufmerksamkeit für die Arbeitsbedingungen der Älte
ren höher.

Wie hoch der Anteil der Älteren im Betrieb ist, wirkt sich 
nur wenig darauf aus, ob sich Betriebsräte mit altersspezi
fischen Themen befassen. Es sei davon auszugehen, so die 
Forschenden, dass die Interessen älterer Beschäftigter auch 
im Kontext anderer Themen wie beispielsweise Arbeits und 
Gesundheitsschutz oder Digitalisierung vertreten werden. 
Gleichwohl sei es überraschend, dass sich der steigende 
Anteil Älterer im Betrieb nicht unmittelbar in den Themen 
der Betriebsratsarbeit niederschlägt – und das, obwohl über 
80 Prozent der Betriebsräte sagen, dass sich die Chancen 
für Beschäftigte, bis zur Rente durchzuhalten, erhöhen wür
den, wenn die Betriebe die Arbeitsbedingungen stärker als 
bisher verbessern würden.

Die Erklärung der Forschenden: Möglicherweise seien 
die Betriebsräte mit den vielfältigen Aufgaben des Tagesge
schäfts stark ausgelastet oder es fehlten ihnen die perso
nellen Ressourcen, um sich speziell um die Belange älterer 
Beschäftigter zu kümmern. Hinzu kämen eingeschränk
te Mitbestimmungs und Initiativrechte in diesem Bereich. 
Zwar werde im Betriebsverfassungsgesetz auch auf die Ver
antwortung für ältere Beschäftigte hingewiesen und bei den 
zentralen mitbestimmungspflichtigen Themen könnten älte
re Beschäftigte mitgedacht werden, sie stünden aber nicht 
im Mittelpunkt der Regelungen, bei denen Betriebsräte 
„harte“ Rechte haben. Damit sich Betriebsräte künftig ak
tiver mit altersspezifischen Themen auseinandersetzen kön
nen, brauchen sie mehr Ressourcen und ein klareres Man
dat, so Drescher, Blank und Brussig. Es sollte den Gremien 
erleichtert werden, externe Sachverständige oder fachkun
dige Beschäftigte hinzuzuziehen. Und generell gilt: Wenn 
der Betriebsrat mehr Aufgaben übernimmt, sollte es auch 
mehr Freistellungsmöglichkeiten geben.<
Quelle: Susanne Drescher, Florian Blank und Martin Brussig: Ältere Beschäftigte als Thema  
der Betriebsratsarbeit, Altersübergangs-Report 1/2024, Januar 2024
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57 % 46 % 38 %64 %

Wo sich Betriebsräte stärker um Ältere kümmern
Mit altersspezifischen Themen* befassten sich 2021 von den Betriebsräten in ...

*Arbeitsbedingungen älterer Beschäftigter und Altersteilzeit/Vorruhestand; Quelle: Drescher, Blank, Brussig 2024

Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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Die sozialökologische Transformation muss von Politik, Be
schäftigten und Arbeitgebern gemeinsam gesteuert wer
den, nicht nur auf Bundesebene, sondern auch vor Ort. 
Doch wie sieht es mit den Strukturen aus, die diese Zusam
menarbeit ermöglichen sollen? Die meisten Bundesländer 
haben hier noch keine gute Praxis, geschweige denn eine 
ganzheitliche Strategie entwickelt. Das zeigt eine Analyse 
von Christian Hoßbach, der die Stabsstelle „Hub: Transfor
mation gestalten“ in der HansBöcklerStiftung leitet. 

Hoßbach hat untersucht, welche konkreten Programme 
und Initiativen zur Gestaltung der Transformation existie
ren. Er konzentriert sich dabei auf die Ebene der Bundeslän
der als wichtige Zwischenebene mit Haushalts und Gesetz
gebungskompetenz einerseits und direktem Bezug zu den 
regionalen Themen und Akteuren andererseits. Grundlage 
sind qualitative Interviews mit gewerkschaftlichen Expertin
nen und Experten.

Von besonderer Bedeu
tung sind Formate, die die 
verschiedenen Akteure – 
Staat, Beschäftigte und Ar
beitgeber – zusammenbrin
gen. Auf Bundesebene hat 
die Bundesregierung die 
Allianz für Transformation 
eingerichtet, in der mehrere 
Ministerien, Gewerkschaf
ten, Arbeitgeberverbände 
und zivilgesellschaftliche 
Organisationen zusammenarbeiten. „Die Arbeit der Alli
anz ist angesichts der Belastungen durch den Krieg in Eu
ropa, Inflation und Pandemie weniger weit entwickelt als ur
sprünglich geplant“, schreibt Hoßbach. Es sei daher nicht 
überraschend, dass entsprechende Formate auf der Ebe
ne der Bundesländer mit ihren deutlich geringeren perso
nellen Ressourcen noch weiter hinterherhinken. Explizit auf 
die Transformation ausgerichtete Beiräte, an denen die 
Kernakteure beteiligt sind und die mit ausreichenden Res
sourcen ausgestattet sind, gibt es bislang nur in Mecklen
burgVorpommern, Niedersachsen, RheinlandPfalz und im 
Saarland. Ebenfalls mit leistungsfähigen Strukturen, aber 
thematisch stark auf die Transformation der Automobil 
und Zulieferindustrie fokussiert, arbeiten Bayern und Ba
denWürttemberg. Die befragten Expertinnen und Experten 
aus Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg und Nord
rheinWestfalen berichten, dass es zwar etablierte Netz
werke und Kommunikationsstrukturen gibt, diese sich aber 
noch nicht systematisch mit Transformationsthemen befas
sen. In Hessen, Sachsen, SachsenAnhalt, SchleswigHol
stein und Thüringen sind Strukturen der Zusammenarbeit 
nur schwach ausgeprägt. Dies ist nach Aussage der Befrag
ten insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern auf 

SOZIAL-ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION

Bundesländern fehlt eine gute Praxis
Um den Wandel zu gestalten, braucht es die Zusammenarbeit von Sozialpartnern und Politik.  
Nur wenige Bundesländer haben dies bisher erkannt.

die passive Haltung der regionalen Arbeitgeberverbände zu
rückzuführen.

Die Bundesagentur für Arbeit hat in einigen Bundeslän
dern begonnen, Strukturen zur Gestaltung der Transforma
tion aufzubauen, insbesondere zur Stärkung der Weiterbil
dung. Hervorzuheben ist beispielsweise eine gemeinsame 
Initiative der Sozialpartner, der Landesregierung und der 
Bundesagentur für Arbeit in Niedersachsen, die es ermög
licht, Beschäftigte zu „Transformationslotsen“ auszubilden. 
Die Lotsen sollen in ihren Betrieben Qualifizierungsbedarfe 
identifizieren und vor Ort beraten.

Hochschulen und Forschungseinrichtungen kön
nen ihr Wissen bei der Weiterentwicklung von nachhalti
ger Produktion, als Plattform für regionale Netzwerke, aber 
auch als Anbieter von Weiterbildung einbringen. Allerdings 
sind die regionalen Netzwerkbeziehungen zwischen Wissen

schaft und Gewerkschaften 
in den meisten Bundeslän
dern nicht sehr ausgeprägt, 
insbesondere das Netz 
der Kooperationsstellen ist 
sehr dünn, am stärksten 
noch in Niedersachsen. Die 
HansBöcklerStiftung un
terstützt den Aufbau von 
Kooperationsstellen durch 
inhaltliche und organisatori
sche Beratung sowie durch 
eine Anschubfinanzierung.

Um die vor ihnen liegenden Aufgaben bewältigen zu kön
nen, sind Betriebs und Personalräte auf Unterstützung 
und Beratung angewiesen. Nur die Hälfte der Bundeslän
der beteiligen sich jedoch dauerhaft an der Grundfinanzie-
rung arbeitnehmerorientierter Strukturen. Dabei zeigen 
die Beispiele der beiden landesgesetzlich eingerichteten Ar
beitnehmerkammern in Bremen und im Saarland oder der 
regelmäßig von den Ländern geförderten Technologiebera
tungsstellen in RheinlandPfalz und NordrheinWestfalen, 
wie leistungsfähig solche Strukturen sein können. 

„Die Infrastruktur für eine arbeitsorientierte Gestaltung 
der Transformation ist in der Fläche insgesamt noch sehr 
schwach ausgeprägt und kann nur in wenigen Bundes
ländern als annähernd ausreichend bezeichnet werden“, 
schreibt Hoßbach. Die Bundesländer sollten ihre Verant
wortung für die sozialökologische Transformation aktiver 
wahrnehmen, was sich in der Einrichtung von Transforma
tionsräten und nicht zuletzt in ihren Budgetentscheidungen 
niederschlagen sollte. Zudem konzentrierten sich die bishe
rigen Bemühungen stark auf die Industrie, während Dienst
leistungen zu wenig Beachtung fänden. <
Quelle: Christian Hoßbach: Regionale Gestaltung der Transformation in den Bundesländern, 
HBS-Forschungsförderung, Working Paper Nr. 317, Dezember 2023 Link zur Studie
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SOZIALSTAAT

„Wer arbeitet, hat immer mehr Geld“
Zu hohe Bezüge, zu wenige Sanktionen? WSIDirektorin Bettina Kohlrausch über  
die populistische Debatte rund um das Bürgergeld und die jüngsten Pläne von  
Arbeitsminister Hubertus Heil.

Nach monatelanger Kritik am Bürgergeld hat der Bundesarbeits- 
minister angekündigt, Sanktionen für „Arbeitsverweigerer“ zu ver-
schärfen und ihnen die Zahlungen zu streichen. Zu Recht? 

Bettina Kohlrausch: Das Bürgergeld war ein Schritt in die 
richtige Richtung. Umso bedauerlicher, dass nun Sanktionen 
wieder verschärft und Zuschüsse für Weiterbildung abge
schafft werden sollen. Arbeitsminister Heil reagiert auf po
litischen Druck: In konservativen und rechtspopulistischen 
Medien und Parteien wurde zuletzt immer wieder behauptet, 
arbeitsfähige Menschen würden durch das Bürgergeld ali
mentiert, während überall im Land Arbeitskräfte gebraucht 
würden. Diese Erzählung zu verbreiten ist natürlich einfa
cher, als passende Antworten auf die Herausforderungen zu 
finden, vor denen wir stehen, sei es der sozialökologische 
Wandel oder der Fachkräftemangel. 

Der angekündigte Gesetzentwurf hat das Ziel, Personen,  
die „zumutbare“ Arbeit verweigern, bis zu zwei Monate lang  
das Bürgergeld zu streichen. Aber bringen Sanktionen wirklich  
mehr Menschen in Arbeit? 

Es ist umstritten, ob Sanktionen den Effekt haben, mehr 
Menschen zu einer Aufnahme von Erwerbsarbeit zu bewe
gen. Eine Analyse des Instituts für Arbeitsmarkt und Be
rufsforschung kommt zu dem Ergebnis, dass das Sankti
onsmoratorium im Bürgergeld einen geringen signifikanten 
Effekt auf die Jobaufnahme aus der Grundsicherung hat. 
Das bedeutet: Sanktionen können einen kleinen, aber mess
baren Effekt haben. Dabei wird allerdings nicht untersucht, 
wie nachhaltig die Arbeitsmarktintegration ist. Dies ist aller
dings wichtig, weil wir gerade in Zeiten des Fachkräfteman
gels Qualifikationen durch nachhaltige Arbeitsmarktintegra
tion sichern und aufbauen müssen. 

Das Institut für empirische Sozial und Wirtschaftsfor
schung kam hingegen auf Grundlage einer vergleichen
den Analyse einer Gruppe mit und einer ohne Sanktion zu 
einem anderen Ergebnis: Sanktionen haben demnach zwar 
eine Wirkung, aber nicht die behauptete Wirkung, Men
schen besser in Arbeit zu bringen. Die Autorinnen und Au
toren der Studie schreiben, dass Sanktionen vor allem ein
schüchternd und stigmatisierend wirken. Die Menschen 
fühlen sich kontrolliert und bestraft. Schon die Androhung 
von Sanktionen verstärkt bei den Betroffenen das Gefühl 
von Ausweglosigkeit und Isolation.

Gibt es denn nicht tatsächlich Missbrauch des Bürgergeldes? 

Natürlich gibt es Missbrauch. Allerdings vor allem, weil ne
benbei schwarzgearbeitet wird. Hier würden eher sinnvolle 
Kontrollen helfen als Sanktionen. 

Wie steht es um den oft vorgebrachten Vorwurf, das Bürger-
geld sei nun zu hoch, Arbeit würde sich nicht mehr lohnen? 

Eine WSIAnalyse zeigt: Menschen, die arbeiten, haben im
mer mehr Geld als Arbeitslose. Geringverdiener nehmen al
lerdings oft die ihnen zustehenden Zuschüsse nicht in An
spruch, weil sie davon nicht wissen oder das System zu 
kompliziert ist. 

Zudem gibt es Konstellationen, die jedoch häufig eher 
konstruiert sind und in der Realität selten vorkommen, in 
denen der Abstand zwischen Lohn und Bürgergeld nicht 
mehr sehr groß ist. Hier gilt es zu beachten, dass die Höhe 
des Bürgergeldes durch die Höhe des soziokulturellen Exis
tenzminimums definiert ist. Es ist also das, was Menschen 
brauchen, um an dieser Gesellschaft minimal teilhaben zu 
können. Diese Grenze ist ohnehin knapp bemessen. So wird 
den Menschen zum Beispiel kein Budget für Haustiere oder 
Zimmerpflanzen zugestanden. 

Wenn der Lohn nur knapp über dieser Grenze liegt, ist 
er definitiv zu niedrig. Daher kritisiere ich auch die viel zu 
geringe Anhebung des Mindestlohns auf 12,41 Euro dieses 

Jahr. Um angemessene Löhne sicherzustellen, braucht es 
aber vor allem eine höhere Tarifbindung. 

Zudem ist für viele Menschen entscheidend, dass der Ar
beitsplatz ein Ort ist, an dem sie soziale Anerkennung er
fahren, sich mit Kolleginnen und Kollegen austauschen und 
das Gefühl haben, etwas Sinnvolles zu tun. Es gibt ja eine 
sehr hohe Erwerbsorientierung in der Bevölkerung. Insofern 
ist die Debatte für mich nicht nachvollziehbar, weil wir em
pirisch sehen, dass die Menschen einen großen Wunsch 
haben, erwerbstätig zu sein. 

Wie könnte die Regierung Menschen bei diesem Wunsch helfen? 

Wir haben Fachkräftemangel und viele offene Stellen. Lang
zeitarbeitslose sind ganz überwiegend Menschen ohne be
rufsqualifizierenden Abschluss. Es muss also darum gehen, 
die Leute so zu qualifizieren, dass sie eine Arbeit ausüben 
können, die gesellschaftlich gebraucht wird. Und sie dahin
gehend dann auch zu unterstützen. In dieser Sache ist sich 
die Forschung tatsächlich einig: Langzeitarbeitslose brau
chen vor allem Qualifizierung und Eingliederungshilfen. 
Ausgerechnet daran wird aber derzeit gekürzt.<
Bettina Kohlrausch ist Wissenschaftliche Direktorin des WSI und Professorin für gesellschaftliche 
Transformation und Digitalisierung an der Universität Paderborn

SCHWARZARBEIT EINDÄMMEN STATT 
BÜRGERGELD KÜRZEN

Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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Umfragen deuten auf Rekordergebnisse der AfD bei den 
Landtagswahlen in diesem Jahr hin. Das wirft die Frage auf, 
wie sich die offene Gesellschaft gegen Populismus und Ex
tremismus verteidigen lässt. Einen Beitrag zu dieser Debat
te leistet eine Studie von Christian Pfeifer: Der Ökonom von 
der Leuphana Universität Lüneburg weist empirisch nach, 
dass Betriebsräte sich positiv auf die Akzeptanz des politi
schen Systems auswirken.

Pfeifer hat für seine Untersuchung Daten des Soziooe
konomischen Panels (SOEP) aus dem Jahr 2016 ausgewer
tet. Dieses Jahr ist das einzige, in dem für die repräsentative 
Erhebung sowohl die Zufriedenheit mit der hiesigen Demo
kratie abgefragt wurde als auch das Vorhandensein eines 
Betriebsrats. Die Analyse bezieht sich auf die Angaben von 
regulär Beschäftigten zwischen 18 und 65 Jahren, die in der 
Privatwirtschaft arbeiten und über einen deutschen Pass 
verfügen.

Den Berechnungen zufolge erhöht betriebliche Mitbestim
mung die Zufriedenheit mit der demokratischen Ordnung, 
die auf einer Skala von 0 bis 10 gemessen wurde, um etwa 
0,2 Punkte. Das gilt auch dann, wenn Faktoren wie das emo
tionale Wohlergehen, die Qualifikation oder die Betriebsgrö
ße statistisch berücksichtigt werden. Selbst wenn zusätzlich 
die Arbeitszufriedenheit einbezogen wird, ändert sich nichts 
am Ergebnis. Der Effekt ist nach Einschätzung des Wissen

BETRIEBSRÄTE

Mitbestimmung macht demokratisch
Beschäftigte in mitbestimmten Betrieben sind im Schnitt  
zufriedener mit der Demokratie in Deutschland als diejenigen  
ohne Interessenvertretung.

schaftlers durchaus relevant: Wenn man den Durchschnitts
wert von 5,7 auf der Zufriedenheitsskala zugrunde legt, ent
spricht die Steigerung 3,5 Prozent. In Ostdeutschland fällt 
das Plus doppelt so groß aus wie im Westen.

In weiteren Schritten hat der Forscher unter anderem zu
sätzlich Daten aus den Jahren 2005 und 2010 ausgewertet. 
In diesen Jahren wurde die Zufriedenheit mit der Demokra
tie erhoben, in den Folgejahren war jeweils die betriebliche 
Mitbestimmung Gegenstand der Befragung, sodass sich 
zumindest mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Zusammen
hang herstellen lässt. Auch diese Berechnungen bestätigen 
den grundsätzlichen Befund. Die Analyse deutet zudem da
rauf hin, dass der Wert von 0,2 Punkten eher die Untergren
ze des tatsächlichen Effekts darstellt.

Pfeifer erklärt die Ergebnisse seiner Untersuchung da
mit, dass positive Erfahrungen mit demokratischen Prak
tiken am Arbeitsplatz die Wahrnehmung des politischen 
Systems insgesamt beeinflussen. Die betriebliche Mitbe
stimmung zu stärken könnte in turbulenten Zeiten die De
mokratie festigen. Das gelte insbesondere für Ostdeutsch
land, wo es im Vergleich zum Westen weniger Betriebsräte 
und mehr Politikverdrossenheit gibt.<

Quelle: Christian Pfeifer: Can worker codetermination stabilize democracies? Works councils 
and satisfaction with democracy in Germany, University of Lüneburg Working Paper Series in 
Economics Nr. 420, Mai 2023 Link zur Studie

3,5 %

Betriebsräte gegen Politikverdrossenheit
Betriebliche Mitbestimmung erhöht die Zufriedenheit von Beschäftigten mit der Demokratie in Deutschland im Schnitt um ...

im Vergleich zur durchschnittlichen Zufriedenheit; Quelle: Pfeifer 2023
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ENERGIE

Grüner Norden
Der Anteil der Erneuerbaren am Energieverbrauch betrug 
2022 in …

EINZELHANDEL

Sinkende Umsätze
So entwickelten sich von Januar bis November 2023 im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum die realen Umsätze im 
Einzelhandel …

GLEICHSTELLUNG

Wenig Fortschritt im Management
Der Frauenanteil auf der obersten Führungsbene  
privatwirtschaftlicher Betriebe betrug …

AUSBILDUNGSMARKT

Die Bilanz ist durchwachsen
2023 wurden laut Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
in Deutschland 489 200 duale Ausbildungsverträge neu 
abgeschlossen. Das sind zwar 3 Prozent mehr als im Vor
jahr, allerdings immer noch 6,8 Prozent weniger als vor der  
CoronaPandemie. Der Anteil der unbesetzten Ausbildungs
plätze erreichte mit 13,4 Prozent einen neuen Höchstwert. 
11,5 Prozent der Jugendlichen, die eine Ausbildung suchten, 
gingen leer aus.<

Quelle: Eurostat, Dezember 2023 Link zur Studie

Quelle: IAB, Dezember 2023 Link zur Studie

Quelle: Destatis, Januar 2024 Link zur Studie Quelle: BIBB, Dezember 2023 Link zur Studie

insgesamt -3,3 %
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